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Dossier Fides

Afrika im Jahr 2005

Überblick über herausragende Ereignisse

Beim Ziehen einer Bilanz des soeben vergangenen Jahres in Afrika, wollen wir der Hoffnung Raum lassen, sei es auch im Bewusstsein der schwerwiegenden Probleme die diesen Kontinent noch immer bedrücken. Leider haben auch im Jahr 2005 Hungersnöte, Krankheiten wie Malaria und AIDS und Buergerkriege Millionen von Flüchtlingen geschaffen und den afrikanischen Kontinent verwundet. Unter den Problemen ist die Hungersnot, durch Trockenheit und Heuschreckenschwärme verursacht, die Länder wie Niger, Malawi und andere Zonen des meridionalen Afrikas getroffen hat und trifft. 

Einige Länder  leben in politisch schwierigen und komplexen Situationen, wie Togo im Nach- Eyadema und die Elfenbeinküste, deren Krise seit September 2002 andauert ohne Aussicht auf eingreifende Lösungen. Die Geisel des Krieges hat den afrikanischen Kontinent leider noch nicht verlassen. Grosse Teile Sudans, der Demokratischen Republik Kongo, Ugandas und Burundis sind immer noch von dramatischen Konflikten geplagt, deren hauptsachliche Opfer Zivilisten sind, vor allem Frauen und Kinder. Die Tragödie des Krieges hat andere Dramen hervorgerufen, wie jenes der Millionen von Flüchtlingen, die nach der Flucht vor jetzt bereits beendeten Kriegen, versuchen erneut in ihre Heimatländer- und dörfer zurückzukehren. Angola, Sudan, Burundi, Liberia sind einige der Länder die das Problem der Unterbringung von Millionen von Flüchtlingen und Obdachlosen bewältigen müssen. Weiter Spannungen kommen von den Konflikten über die Verteilung der Ressourcen, vor allem der Erdölressourcen, wie es in einigen Zonen Nigerias geschieht.

Aber neben diesen negativen Daten gibt es auch andere, die von einem Afrika zeugen, das trotz vieler Mühen versucht, sich von einer Situation zu befreien, die  unabwendbar und unveränderbar scheint, aber in Wirklichkeit verbessert werden kann. Einige Länder haben wesentliche Fortschritte auf dem Weg der Demokratie gemacht. Es gab konstitutionelle Referenda (in Kenia und Demokratische Republik Kongo), in Liberia, das noch vor wenigen Jahren von einem Buergerkrieg heimgesucht war, fanden erstmals wirklich freie und demokratische Wahlen statt und vielleicht ist es kein Zufall, dass die Wähler eine Frau als Staatsoperhaupt erkoren haben – die erste in Afrika. Gerade die afrikanische Frau arbeitet oft an der Front für die Pazifisierung und die Erziehung zur Demokratie. In der Demokratischen Republik Kongo, zum Beispiel, sind viele Frauen, Laien und Ordensschwestern, aktiv im Einsatz in der durch die Kirche geförderten Erziehung zum staatlichen Engagement tätig.


Trotzdem sind die afrikanischen Frauen noch immer auf sozialer, schulischer und sanitären Ebene diskriminiert. Viele afrikanische Frauen müssen noch heute das Praktizieren der sexuellen Mutilation über sich ergehen lassen.    

Die katholische Kirche hat die Prozesse der Entwicklung und Veränderung  ermutigt und mit Gebet und Tat begleitet, Die Bischöfe haben oft ihre Stimme hören lassen, um Missbräuche und Mängel zu verurteilen, um den Armen Gehör zu verleihen, um Menschen in Not zu trösten. Auf kirchlicher Ebene wurde der 10- jährige Jahrestag der apostolischen Schreibens „Ecclesia in Africa“ gefeiert. Dies war nicht nur ein festliches Ereignis, sondern ebenso die Gelegenheit für verschiedene Bischofskonferenzen, den in den letzten zehn Jahren vollbrachten Weg zu beurteilen. Unter den bedeutsamsten Ereignissen erinnern wir an das von einigen Bischofskonferenzen organisierte Treffen anlässlich der 10 Jahre seit Publikation des apostolischen Schreiben „Ecclesia in Africa“, welches im September vergangenen Jahres in Yaoundé, Hauptstadt von Kamerun, stattgefunden hat. In der Versammlung, an welcher mindestens 20 Bischöfe und zahlreiche Priester und Ordensleute teilnahmen, wurde eine Bilanz bezüglich 7 Punkten des apostolischen Schreibens gezogen: Neuevangelisierung, Erziehungssystem, Einsatz im kirchlichen Leben,, Sanität, Inkulturation, Gerechtigkeit und Frieden, soziale Kommunikation.
Angola

Angola hat 2005 seine 30 jährige  Unabhängigkeit von Portugal gefeiert. „Es waren 30 Jahre schweren Weges einer wachsenden Nation“ so schrieben die angolanischen Bischöfe im pastoralen Brief der zur Okkasion veröffentlicht wurde. „ Dreißig Jahre gezeichnet von Schmerz, Tränen und Freuden, aber vor allem 30 Jahre charakterisiert von vielen Hoffnungen in die Erde, die neu geboren wird und sich mit ihren Kindern vereint im gemeinsamen Willen, Angola als vereinte Heimat, als Heimat der Freiheit, der Gerechtigkeit, der Brüderlichkeit und des Friedens wachsen zu lassen. Wir verneigen uns vor dem Andenken verschiedener Generationen von Angolaner, die großzügig ihr Leben gegeben haben, damit die neue Nation zum Leben kommen konnte und wachse“ so weiter die Bischöfe, die jedoch daran erinnerten, dass es noch viel zu tun gäbe, um eine Nation ohne politische, finanzielle, kulturelle und regionale Diskriminierung zu schaffen, in der es keine Gleichgültigkeit der Reichen den Armen gegenüber mehr gäbe.


Die katholische Kirche Angolas hat in der Bildung der Kinder und Jugendlichen beigetragen und garantiert weiterhin das Recht auf Bildung. Dank dem Einsatz dieser Jahre gibt es in der Hauptstadt Luanda 800 katholische Schulen, während in ganz Angola 300.000 Schüler von 4200 Lehrern in katholischen Instituten betreut werden: 230 Grundschulen, 59 Hauptschulen und eine Universität. 

Die katholische Universität von Luanda, Hauptstadt des Landes, ist das angesehenste Atheneum, obwohl es erst seit fünf Jahren besteht. Die Aufmerksamkeit der Kirche der Ausbildung gegenüber ist auch bezeugt durch den ersten Kongress der katholischen Schulen der Erzdiözese Lubanga, welcher vom 1-3 Februar 2005 stattgefunden hat. Der Kongress unter dem Titel „Neue Kultur, neue Schule“ diente dem Zweck, den Unterricht in den Provinzen von Huila und Namibe zu verbessern. An den Arbeiten beteiligten sich verschieden Vertreter der Regierung als Zeichen des guten Einverständnisses zwischen Kirche und Regierung auf dem Gebiet der Erziehung.


Das Ende des Buergerkrieges im Jahr 2002 hat die Rückkehr von hunderttausenden angolanischer Flüchtlinge, die in den anliegenden Ländern wohnen, bewirkt. Dank des Programms der freiwilligen Rückkehr in Angola des Hohen Kommissariats für Flüchtlinge der Vereinten Nationen (UNHCR) sind viele Menschen im Jahr 2005 nach Angola zurückgekehrt. Man schätzt, dass allein in der Demokratischen Republik Kongo die angolanischen Flüchtlinge rund 90.000 gewesen waren.  

Burundi

Das Jahr 2005 begann in Burundi mit der Lebensmittelnot der Regionen des Nordens. Die am schwersten von der Hungersnot betroffene Gemeinden der Provinz Kirundo waren  Busoni, Bugabira und Ntega. Die Getreideproduktion ist mehr oder weniger nicht existent auf Grund der niedrigen Regenfälle, die die Region seit 1998 betreffen. Auch die Maniokproduktion ist drastisch aufgrund der Trockenheit gesunken.


Die Bevölkerung ist  praktisch am Äußersten: viele Bewohner der Provinz Kirundo waren gezwungen sich in andere Provinzen oder in Nachbarländer zu begeben, andere sind dem Banditendasein und der Kriminalität verfallen, um sich ein Minimum an Nahrung zum Überleben zu sichern. Der größte Teil der Bevölkerung ernährt sich von Wurzeln und Würmern.

 
Der Notlage wird entgegengetreten mit Hilfe des Eingriffs des weltweiten Lebensmittelprogramms und der FAO (Organisation der Vereinigten Staaten für die Ernaehrung und die Landwirtschaft).

Auf politischer Ebene gab es eine grosse Wende in Burundi. Im Laufe des Jahres fanden die örtlichen und politischen Wahlen und die Präsidentenwahlen statt; ebenso ein Referendum über die Verabschiedung der neuen Konstitution. 


Die neue Konstitution sieht eine Verteilung der Parlamentarier auf Base ethnischer Kriterien vor: an die Tutsi (14% der Bevölkerung) gehen 40% der Sitze, an di Hutus (85% der Bevölkerung) 60%.


„Das Referendum über die Konstitution ist ein Erfolg der Demokratie in unserem Land gewesen“, so eine Quelle der örtlichen Kirche in Bujumbura, Hauptstadt Burundis, nach dem Referendum vom 28. Februar, bei dem eine stattliche Teilnahme registriert wurde – mehr als 87% der Wahlberechtigten,  und welches ohne besondere Vorfälle abgelaufen ist. Die Konstitution ist mit  Mehrheit (mehr als 60%der Stimmen) beschlossen worden.


Die örtlichen Wahlen und später die politischen Wahlen und die Präsidentenwahlen haben ein wahres „politisches Erdbeben ausgelöst, hervorgerufen jedoch auf friedliche Weise  -  durch Wahlen“ so die Bezeichnung einer Quelle der Ortskirchen. Die verschiedenen Wahlgänge haben nämlich eine klare Behauptung der Ex - Rebellen der Kräfte in Verteidigung der Demokratie (FDD) bestimmt.

  
Die Kommunalwahlen vom Juni sind in der Tat gewonnen worden vom Nationalen Rat für die Verteidigung der Demokratie (CNDD), dem politischen Flügel der ehemaligen Rebellenbewegung FDD, welcher 62, 87% der Stimmen für sich entschied. Die FDD war die hauptsächliche Gruppe der kriegerischen Bewegung der Hutu Burundis. Nach Jahren des Krieges hat sie im 2003 ein Friedensabkommen mit der Regierung der nationalen Einheit unterzeichnet, auf Grund dessen die Ex- Kämpfer ins Heer integriert wurden und die politische Komponente der kriegerischen Bewegung zur Teilnahme an den Wahlen bemächtigt wurde.


Der CNDD gewann dann die politischen Wahlen vom 4. Juli, während a, 19. August Pierre Nkurunziza, Hauptexponent der Partei, vom Parlament zum Präsidenten Burundis gewählt wurde mit 151 Stimmen und nur 9 Gegenstimmen. 

Am 26. August betrat Nkurunziza das Amt des Präsidenten im Beisein von 30 ausländischen Delegationen. Am 30. August wurde die Liste der neuen 20 Minister, darunter 7 Frauen, publiziert.


„Die grosse Anzahl von Frauen als Minister ist eine Anerkennung der Rolle die die Burundierinnen im Prozess des Friedens gespielt haben“ so eine Quelle der Ortskirche. „Einige politische Kommentatoren behaupten, dass der grosse Sieg der Partei des Präsidenten auch von der grossen Wahlbeteiligung der Frauen abhing: indem Nkurunziza 7 Frauen nominierte, hätte er so die Schulden der Dankbarkeit den weiblichen Wählerinnen gegenüber beglichen“.


Unter den bedeutendsten Nominierungen jene von Antoinette Batumubwira, einer Tutsie der Partei der Präsidenten CNDD –FDD (Nationaler Rat für die Verteidigung der Demokratie  - Kräfte für die Verteidigung der Demokratie) welche das Amt des Aussenministers und Ministers für die  Zusammenarbeit übernimmt.

Eine der Prioritäten der neuen Exekutive ist das Zuendebringen des Friedensprozesses und das Erreichen eines Abkommens mit den Nationalen Kräften der Befreiung (FNL), der letzten noch übriggebliebenen und aktiven kriegerischen Gruppe des Landes.

Elfenbeinküste 

Die Krise der Elfenbeinküste, die im Jahr 2002 begonnen hatte, hat sich 2005 leider nicht gelöst. Die Auseinandersetzungen zwischen Präsident Gbagbo und der Opposition sind angewachsen auf grund des Referendums zur Modifikation des Artikels 35 der elfenbeinschen Konstitution. 


Der Text war von den Deputierten der Elfenbeinküste im Dezember 2004 aufgenommen worden, der neue Text des Artikels 35 bestimmt dass: um sich für die Präsidentenwahlen zu kandidieren, ist es nötig die Nationalität der Elfenbeinküste zu besitzen, von einem elfenbeinschen Vater oder einer elfenbeinschen Mutter geboren zu sein“ und nicht mehr „von elfenbeinschem Vater und elfenbeinscher Mutter. Diese Reform der Konstitution, wenn sie genehmigt würde, würde dem hauptsächlichen Gegner des derzeitigen Präsidenten Laurent Gbagbo, dem ehemaligen Premierminister, Alassane Quattara erlauben, sich bei den Präsidentenwahlen aufzustellen.


Die politische Opposition und die Rebellen die den Nord – Westen der Elfenbeinküste kontrollieren befürworteten den art. 35 und waren gegen das Referendum, da ihrer Meinung nach das Referendum das Land noch mehr entzweien würde. Das Referendum setzt weiterhin die Einheit  des Territoriums der Elfenbeinküste voraus und die Entwaffnung der rebellischen Milizen, beides noch sehr weit von der Realisierung entfernt Punkte.


Ein weiterer Diskussionspunkt war der Prozess der Abrüstung, jener der Demobilisation, der Wiedereingliederung, die bereits im September beginnen hätten sollen, und die jedoch in der Tat gescheiter ist, auch weil sie nicht den Miteinbezug der Rebellen in die Reihen des neuen Heeres voraussah, da die Rebellen nicht zur Entwaffnung bereit sind. Zur Verschärfung der Situation kam am 31. August die Ablehnung der Vermittlung des südafrikanischen Präsidenten Mbeki von Seiten der Rebellen der Neuen Kräfte hinzu. 


In diesem Kontext  wunderte sich niemand über das Verschieben der Präsidentenwahlen auf den 30. Oktober. 

Demokratische Republik Kongo 

2005 war die Demokratische Republik Kongo von konkreten Hoffnungen des Friedens, aber auch von Gewalt und Kriegsbedrohung in den östlichen Regionen gekennzeichnet. Mons. Melchisédech Sikuli Paluku, Bischof von Butembo Beni, im Kivu, hat in seiner Botschaft für das neue Jahr ein Bild des Zustands seiner Diözese gezeichnet: „ Die Situation bleibt weiterhin besorgniserregend für 150.000 Personen des Südens der Diözese die seit vier Wochen keinerlei humanitäre Assistenz  erhalten auf grund der beständigen Unsicherheit in den betreffenden Zonen“. Eine der wenigen gegenwärtigen humanitären Hilfsorganisationen  ist die Caritas Congo, „deren Equipe in Butembo angekommen ist und sofort zu arbeiten begonnen hat“ schreibt Mons. Sikuli Paluku.


Das Drama von Butembo –Beni geht auch aus einem von der Diözese am Anfang des Jahres publizierten Bericht hervor, welcher ein beeindruckendes Bild schildert: Schulen in Kasernen verwandelt, geplünderte Krankenhäuser, von Bomben zerstörte Kirchen, über 200.000 Personen gezwungen ihre Wohnungen zu verlassen, um den Gefechten zu entgehen. Aus dem  Bericht wird eine wahrhafte Plünderung des Territoriums der Diözese ersichtlich, ausgeführt mit peinlich genauer Präzision. „Die Kirchen sind profaniert worden“ so das Dokument.  Die Tabernakel von Kanyabayonga und von Kasando sind demoliert worden. Gott sei Dank war das Allerheiligste dort nicht gegenwärtig. Einige Kirchen wurden von Bomben getroffen, die Türen und Fenster sind aufgebrochen worden. Es wurden Ornamente und liturgische Gewänder gestohlen, ebenfalls Solarzellen, Musikinstrumente und Lautsprecher, die Register der Büros. Einige Ordenshäuser (der Konvent der Schwestern der Gemeinschaft Mariens, das Pfarrhaus von Kosando und das von Kanyabayonga) sind in Kasernen der Soldaten der RCD Goma verwandelt worden.

Auf politischer Ebene scheint es, dass der Prozess des Übergangs zur Demokratie und zum Frieden einen schweren Schlag erhalten hat mit dem Verschieben der politischen Wahlen, die am 30. Juni stattfinden hätten sollen, und die Unruhen mit Verletzten und Toten hervorgerufen hatte. Am 18. Dezember fand jedoch das Referendum statt, welches die neue Konstitution anerkannte. Die Bischöfe, die keinerlei Indikation bezüglich der Wahl gegeben hatten, riefen jedoch die Bevölkerung auf, zur Wahl zu gehen. Die katholische Kirche hatte darüber hinaus ein unentbehrliches Werk der Information und  Erziehung geleistet, vor allem durch den Koordinierungsausschuss der Operationen für den Erfolg des Übergangs, Organ  der katholischen Kirche (CARTEC).

Das Gesetzesprojekt, welches der Examinierung der Wähler unterbreitet ist, bestätigt das Prinzip gemäss welchem “ das Volk die exklusive Quelle der Macht ist”. Das Volk drückt seinen Willen durch das direkte universale Stimmrecht zur Wahl des Präsidenten der Republik,  der nationalen Abgeordneten, der Provinzabgeordneten, der Munizipalräte und der Gemeinderäte aus.  

Es ist weiterhin vorgesehen das indirekte universale Stimmrecht zur Wahl der Senatoren, Gouverneure  und Vizegouverneure, Vizebürgermeister und der Leiter der Sektoren. 

Zentralafrika  

In den Präsidentenwahlen, die im Mai stattgefunden haben ist der ausscheidende Präsident  François Bozizé erneut gewählt worden. Zentralafrika versucht noch mühevoll aus einer turbulente Periode des Buergerkriegs 2002-2003 herauszukommen. Nach Monaten der Auseinandersetzungen, stürzt das ehemalige Staatsoberhaupt François Bozizé den Präsidenten Ange-Félix Patassé, der ins Ausland flüchtete. Nach der Bildung einer provisorischen Regierung nationaler Einheit, wird Bozizé von der internationalen Gemeinschaft als Präsident ad interim der Republik Zentralafrika anerkannt. Bozizé hatte sich für freie Wahlen innerhalb der ersten Hälfte des Jahres 2005 eingesetzt. 


Zentralafrika ist eines der ärmsten Länder der Welt mit einem Kapitaleinkommen von 260 Dollar und einer Auslandsverschuldung von 1 Milliarde und 325 Millionen Dollar. Die Lebenserwartung liegt bei 39, 5 Jahren und mehr als eines von 10 Kindern (11, 5 %) stirbt vor erreichen des fünften Lebensjahres und weniger als die Hälfte der Erwachsenen (48,5%) sind analphabetisiert.

Äthiopien 

Am 15. Mai fanden die Wahlen für das neue föderale Parlament und acht regionale Parlamente statt. Am Vorabend der Wahl hatten die beiden wichtigsten äthiopischen Parteien, die Demokratische Revolutionäre Front des äthiopische Volkes (EPRDF, die regierende Partei) und die Koalition für die Einheit und die Demokratie (CUD, die wichtigste Partei der Opposition) angekündigt, ein Abkommen gefunden zu haben über einen Pakt gegen die Gewalt, mit dem Ziel einen friedvollen Verlauf der Wahlen zu erlauben.


Trotz dieses Abkommens ereigneten sich schwere Unfälle mit Toten und Verletzten, nachdem die Opposition die Regierung des Betrugs angeklagt hatte. 


Die Bischöfe Äthiopiens sprachen in einer Botschaft ihr Beileid aus für die Opfer der Gewalt: „Wir schrecken vor jeglicher Gewalt zurück und im Namen Gottes sprechen wir einen Appell aus für den Frieden, die Toleranz und den guten Willen. Wir bedauern zutiefst das, was geschehen ist und bieten den Familien unsere Nähe an, welche ihre Lieben auf diese tragische Art und Weise verloren haben.“


 Die Bischöfe unterstrichen wie auch immer, dass die Wahlen ein positives Ereignis der Geschichte Äthiopiens darstellten: „Wir denken mit einem gewissen Stolz an die kuerzlichen Wahlen als einen wichtigen Schritt in Richtung der Demokratisierung und der aktiven Teilnahme des äthiopischen Volkes. Auch die internationale Kommunität hat ihre Bewunderung und ihre Wertschätzung ausgesprochen über die verantwortungsbewusste und harmonische Art und Weise, mit welcher die Wahlen durchgeführt wurden.“ 

Kenia 

Verschiedene Auseinandersetzungen haben den Norden Kenias im Jahr 2005 charakterisiert und haben grosse Bestürzung und ebenfalls heftige Reaktionen der zivilen Gesellschaft ausgelöst.


Am 1. Januar 2005 explodierten Auseinandersetzungen zwischen zwei somalischen Klans, die in Kenia leben, in Madera nahe der Grenze zwischen Somalien und Äthiopien. Auf diese folgten andere gewaltsame Akte in verschiedenen Teilen des Landes. Viele Familien waren gezwungen zu flüchten im Angesicht ihres zerstörten  Eigentums und der sozialen Umgebung, in der sie lebten.


Angesichts dieser Situation hat die Bischofskonferenz Kenias durch die Kommission Frieden und Gerechtigkeit mit einem Dokument eingegriffen, in dem die Gründe der Gewalt analysiert werden. Unter ihnen die Vermehrung der leichten Waffen, definiert als eine der „größten Herausforderungen, denen Kenia und andere Staaten des Osten Afrikas entgegen treten müssen. Laut den Bischöfen hat „die Vermehrung der ungesetzlich besessenen Waffen der Ökonomie Kenias geschadet, vor allem durch den Verlust des Vertrauens in die Investoren aufgrund der bestehenden Unsicherheit.

 Eine positive Entwicklung ist jedoch dargestellt durch ein Pazifisierungsabkommen, welches im Februar zwischen den Gemeinschaften Masai und Kikuyu, Protagonisten heftiger Auseinandersetzungen um die Kontrolle der Gewässer in einer Lokalität, die  circa hundert Kilometer südöstlich der Hauptstadt Nairobis liegt. Die Leader der beiden Stämme haben sich dafür eingesetzt, eine Möglichkeit  zu finden, die Wasser des Flusses Ewaso Keding zu teilen.

   
Das Abkommen wurde nach langen Tagen der Verhandlung zwischen den Leadern der Stämme erreicht, die in der katholischen Kirche in Karima stattfanden. Der Sicherheitsminister Chris Murungaru hat die Vermittlerrolle gespielt, während die Kirche einen wichtigen Anteil zur Lösung der Streitgespräche beitrug, auch dank des Gebetstreffens für den Frieden mit Bitte um Vergebung, welches sich in der katholischen Pfarrei von Longonot abhielt und welches dazu verhalf, die Gemüter zu beruhigen und so den Weg zum Dialog öffnete.

  
Das politische Leben des Landes war charakterisiert vom Referendum über die neue Konstitution. Der neue, 197 Seiten lange, Text modifizierte die Konstitution in verschiedener Hinsicht. In erster Linie sah er die Einsetzung eines Vizepräsidenten in Form des ersten Ministers voraus, vollkommen abwesend im aktuellen politischen System Kenias. Der Präsident bleibt jedoch mit weiträumigen Obliegenheiten ausgestattet, unter diesen die Vollmacht den Premier und die Minister zu benennen und zu lizenzieren. Gerade über die Vollmachten des Präsidenten gab es im vergangenen Jahr heftige Auseinandersetzungen. Der erste Entwurf sah nämlich die Transformation Kenias von praesidentialer Republik in parlamentare Republik vor, in welcher dem Präsidenten nur Kontrollfunktionen geblieben wären. Der Text kreierte die Figur des Premiers, der in der Tat derjenige gewesen wäre, der das Land regiert hätte. Auf Basis des Abkommens über eine derartige Konstitution , welches innerhalb von 100 Tagen genehmigt werden würde, wurde die grosse Koalition „rainbow“ vom Stapel gelassen, die zur Wahl von Mwai Kibaki als Staatsoberhaupt geführt hatte. 


Die kenianischen Bischöfe hatten eine Botschaft herausgegeben, in der sie an die Kenianer appellierten sich an der Wahl zu beteiligen. „Wir Kenianer befinden uns an einem Scheidweg. Zum ersten Mal sind wir zu einem Referendum aufgerufen über den Vorschlag einer Konstitution, die über das Schicksal unseres Landes entscheiden wird. Deshalb ist es eine Pflicht all derer, die Wahlrecht besitzen, sich am 21. November 2005 in den Wahllokalen zu präsentieren“ so schrieben die Bischöfe.

„Alle müssen die Gelegenheit nützen an diesem historischen Ereignis teilzunehmen. Es wird der Ausdruck der Reife unserer Nationen und unsere patriotischen Sinnes sein. Dies muss ein Tag des Stolzes für alle Bewohner Kenias werden“.


In der Befragung des Referendums, die am 21. November stattfand, wurde das Projekt der Konstitution mit 57% der Stimmen zurückgewiesen. „Die Wähler hatten nicht die Zeit und die Möglichkeit  mit Aufmerksamkeit die neue Konstitution zu beurteilen, die wie auch immer verschiedene Teile beinhaltete die die Unschlüssigkeit  der öffentlichen Meinung hervorriefen, Auch die katholische Kirche und andere religiöse Konfessionen haben Vorbehalte ausgesprochen über einige Punkt des Konstitutionsprojekts, wie zum Beispiel jene über die Abtreibung oder über die konfessionellen Gerichte“ so erklärte ein Missionar Fides gegenüber das Ergebnis der Wahlen.

Liberia

Am 11. Oktober haben sich 1 Million und 350.000 Liberianer in die Wahllokale begeben, um den neuen Präsidenten und das neue Parlament zu wählen. „Die Wählerstimme ist ein fundamentales Recht und muss frei und dem Gewissen nach ausgeübt werden, um wirklich effektiv zu sein“ so schrieben die Bischöfe Liberias in einem Dokument mit dem Titel „Die Herausforderung Liberianer zu sein“. Im Bezug auf die jüngste Geschichte Liberias erinnert das Dokument daran dass „die Liberianer 1985 zum ersten Mal mit Enthusiasmus zur Wahl gegangen waren. Wir waren fest dazu entschlossen, eine politische Veränderung zu bewirken, auf zivile und politisch reife Weise. Leider fühlte sich die Mehrheit des Volkes hintergangen als das Ergebnis dieser ehrwürdigen demokratischen Übung bekannt gemacht wurde und die Gewalt wurde schrittweise eine attraktive, aber unsinnige und unfruchtbare Option“.


Die Wahlen von 1997, sahen laut den Bischöfen die “Liberianer bei den Wahlen mit Hoffnung und gleichzeitig mit Angst. Angst weil die Gewalt ein Instrument der Kontrolle geworden war, auf sehr traurige Weise für unsere Würde als Personen, für die Souveränität unserer Nation -  eine Waffe die jeglicher Kontrolle entglitt. Hoffnung, weil die Herren des Krieges, in Politiker verwandelt, eine gute Regierung versprachen. Aber unsere Hoffnung wurde auf grausame Weise zerstört.   


“Dank des Eingriffs der göttlichen Vorsehung erkannte die internationale Gemeinschaft den Wahnsinn unsere Handlungen und kam, um uns vor uns selbst zu retten. Wir müssen Gott danken und jenen die uns auf so großzügige Weise helfen“ so endet das Schreiben der Bischöfe.


Die Wahlen haben zur Behauptung von Ellen Johnson-Sirleaf geführt, der ersten Frau, die Staatsoberhaupt in Afrika wird. Und die Frauen haben eine herausragende Rolle bei der Wahl von Ellen Johnson-Sirleaf gespielt, aus mindestens drei Gründen. Der erste ist eine generelle Solidarität, ein scheinbar banales Motiv, das jedoch in Afrika einen hohen Wert hat, wo die Frau leider einen zweitrangigen Platz in der Gesellschaft besitzt. Der zweite Grund ist verbunden mit dem ersten und er ist, dass die Frauen hoffen durch die Wahl des ersten weiblichen Präsidenten Afrikas besser ihre Rechte verteidigen zu können; der dritte Grund ist, dass der größte Teil der liberischen Frauen der chaotischen und von Gewalt gezeichneten Situation überdrüssig sind, in die Liberia seit Jahren verfallen ist und sie in Ellen Johnson-Sirleaf die richtige Person sehen, um im Land den Umschwung zu bewirken.

Niger

Niger war Protagonist einer der hauptsächlichen humanitären Krisen, die Afrika im Jahr 2005 getroffen haben und dies aufgrund einer dramatischen Hungersnot, die das Leben von Millionen von Menschen in Gefahr gebracht hatte.


„Die katholische Kirche ist die erste gewesen die die Lebensmittelnot signalisiert hatte und die die ersten Hilfen für die Bevölkerung bereitstellte“ so in einem Interview mons. Cartatéguy, Erzbischof von Niamey. „Ich selbst hatte bereits im Oktober 2004 ein Alarmsignal gegeben über die drastische Verschlechterung der Lebensmittelsituation und hatte die Hilfe der Internationalen Caritas erbeten und Ende Februar 2005, bei den ersten Anzeichen der Notlage, hat die Kirche begonnen Nahrungsmittel zu verteilen und all denjenigen Assistenz zukommen zu lassen, die sie benötigten.“


Die Solidarietaet der gesamten Kirche Nigers ist sehr wichtig” so  Mons. Cartatéguy. “ Wir empfangen die Hilfen der Internationalen Caritas und der Caritas Frankreichs, Deutschlands und Dänemarks, in Zusammenarbeit mit der Regierung von Copenhagen, ebenfalls jene der italienischen Bischofskonferenz.“ Auch der Catholic Relief Services zusammen mit der USAID, der Agentur für die Entwicklung der amerikanischen Regierung hat ein Programm aktiviert zur Finanzierung von Anschaffung von Samengut für die örtlichen Bauern. 


Die Regierung Nigers hat im Lauf des Jahres 2005 eine Subskription unter den Bürgern des Landes  eingeleitet, um Fonds zu sammeln zum Bewältigen der Situation.


Die Caritas in Niger verlässt sich vor allem auf das Wirken der Freiwilligen, die die Komitees für Entwicklung und Solidarietaet (CSD) animieren, welche in jeder nigerischen Pfarrei bestehen. Die Freiwilligen üben in erster Linie eine Informationskampagne aus und durchkämmen das Territorium ihrer Pfarrei, mit Motorrad, Taxi oder sogar auf dem Rücken eines Esels, um die von Trockenheit betoffen Zonen zu identifizieren und die dringendsten Bedürfnisse ausfindig zu machen.

   
Die Freiwilligen der Caritas sind Männer und Frauen, Laien und Ordensleute, Christen und Muslime, Autodidakten und Professionisten, die über eine gewisse finanzielle Unabhängigkeit verfügen und sich dazu entschließen, den Wunsch zu teilen, an der örtlichen Entwicklung und der Verbesserung der Lebensbedingungen ihrer Mitbürger beizutragen. Zu diesem Zweck verpflichten sie sich einen Teil ihrer Zeit dem Komitee für Entwicklung und Solidarietaet zu widmen. Die Caritas in Niger hat  Hilfe von verschiedenen katholischen Organisationen empfangen: von der internationale Caritas, der Caritas Österreichs, Deutschlands, Frankreichs, Belgiens, Spaniens, Dänemarks, Nigerias und Rwandas, ebenfalls vom Vatikan (Cor Unum), der italienischen Bischofskonferenz, der Diözese Roermind in Holland und der Regierungen von Österreich, Norwegen, Luxemburg und der autonomen Verwaltung Hong Kongs. Die spanische Vereinigung Pharma Mundi hat 2,6 Tonnen Medikamente gespendet.

Nigeria

Während die Welt immer mehr in Besorgnis ist aufgrund der Erhöhung der Rohölpreise, war die Verteilung der Erdölerträge im Zentrum der politischen Debatte in Nigeria, mit zweieinhalb Millionen Fass täglich  Hauptproduzent des schwarze Goldes in Afrika . Die politisch akutesten Spannungen gab es im Nigerdelta, der wichtigsten Region für des Erdöl im Land. 


Am 11. Juli fand eine Nationale Konferenz über die politischen Reformen statt, die die Reform der Konstitution vorbereiten sollte (welche auf 1999 zurückgeht, die Zeit  des Militärregimes)  und bei deren Gelegenheit auch über die Verteilung der Erdölressourcen unter den verschiedenen Regionen des Landes diskutiert werden sollte. „Die Regierung versucht die öffentliche Meinung davon zu überzeugen, das die Konferenz positiv war, aber in Wirklichkeit gab es keine Schritte vorwärts, denn die Vertreter der Region Süd- Süd haben nicht teilgenommen“ so örtliche Quellen aus Lagos. Die Region Süd – Süd umfasst das Nigerdelta, in dem 80% der nigerianischen Erdölressourcen konzentriert sind. Die Delegaten aus jener Region haben nicht an der Versammlung teilgenommen, weil sie gegen den von den nördlichen Delegierten unterbreiteten Vorschlag sind, laut dem der Prozentsatz der für das Nildelta bestimmten Erdölerträge von 13% auf 17% steigt, während die Vertreter der Region 25% gefordert hatten.

Zur Zeit sind nur 13% des Erdölertrages für die Region des Deltatals bestimmt und der Rest ist unter 36 Staaten aufgeteilt, die die nigerianische Föderation und die zentrale Regierung bilden. 


Die Delegaten der Region Süd-Süd hatten ein Kommunikat verbreitet, in dem sie die Gründe ihrer Geste des Protestes nennen. Im Dokument erinnern sie an die Opfer der Bevölkerung des Deltas, welche gezwungen ist ihr Territorium unter dem Einfluss der Umweltschäden zu sehen, die durch die Erdölproduktion verursacht werden und dafür nur eine „erbärmliche Gegenleistung“ bekomme und nebenbei die Plage der Massenarbeitslosigkeit und der Armut bewältigen müsse.  


Eine Koalition der Gruppen des Deltas hat sich am 9. Juli in Port Harcourt (der Hauptstadt des Staates) versammelt, um ihre Forderungen zu verfechten. Anführer der circa 5000 Demonstrierenden war  Moujahid Dokubo-Asari, Chef der freiwilligen Kräfte der Verteidigung der Bevölkerung des Nigerdeltas (NDPVF). Neben Asari waren auch Leader aus 13 Separatistengruppen aus ganz Nigeria gegenwärtig, die in der Vergangenheit in inter- ethnischen Auseinandersetzungen  aufeinander gestoßen waren und die jetzt jedoch vereint sind im gemeinsamen Kampf gegen die zentrale Regierung. Die Separatistengruppen haben eine „Nationale Souveräne Konferenz“ gebildet um die Teilung Nigerias in unabhängige Nationen zu fördern auf Basis der hauptsächlichen ethnischen Gruppen und aus zweitrangigem Grund in Hinsicht einer größeren Autonomie der einzelnen Staaten. 


Nigeria zählt mehr als 250 ethnische Gruppen  und laut einigen Analysen könnte es in den nächsten 15 Jahren implodieren. „Es ist unmöglich, die Zukunft dieses Landes vorherzusehen“ kommentierten einige örtliche Quellen. „Es gibt positive Signale, wie den tatkräftigeren Kampf gegen die Korruption und die kuerzliche Entscheidung der Gläubiger, 60 % der nigerianischen Schulden nachzulassen. Neben diesen positiven Zeichen gibt es jedoch auch Polemiken über die Verteilung der Erdölressourcen unter den verschiedenen Regionen und zwischen diesen und der zentralen Regierung, welche die antike Trennung zwischen den Ethnien verstärken könnten. Leider könnte auch die Religion für politische Zwecke missbraucht werden“   

Sudan 

2005 war für Sudan ein Jahr einer grossen Wende des Friedens mit der historischen Unterzeichnung eines Abkommens zwischen der Regierung von Karthoum und der Bewegung/Heer für die Befreiung des sudanesischen Volkes (M/SPLA) anfang Januar. Das Abkommen sah die Aufteilung der Macht voraus mittels der Verteilung der politischen Ämter und der Realisierung der Autonomien der verschiedenen Regionen des Landes. Diese Aufteilung bedeutet eine neue Struktur für die zentrale Macht des Landes in seinen Beziehungen mit den örtlichen Autonomien. Zum ersten Mal seit Gründung des Sudans werden die beiden hauptsächlichen Religionen anerkannt: die islamische und die animistische Religion.


Ein der Gründe für das Entstehen des Konfliktes war nämlich die Extension der Sharia auf das gesamte Land gewesen, einschließlich der meridionalen Zonen, in denen hauptsächlich christliche und animistische Bevölkerungen leben. Gemäss den Vereinbarungen, wird di Sharia nur im Norden und nicht jedoch im Süden appliziert werde. Was die Hauptstadt Karthoum betrifft, in der viele Christen und Animisten aus den südlichen Gebieten leben, wurde ein Kompromiss erreicht: in der Übergangsperiode wird die Shari in der Hauptstadt appliziert werden, aber den nicht–islamischen Bewohnern werden Sicherheitsmassnahmen gewährleistet werden und ebenfalls die Befreiung von einem Teil der Vorschriften des Korans.

Die Vereinbarungen sehen vor, dass der Präsidenten Ausdruck der Regierung von Karthoum ist, während der erste Minister die SPLA vertritt.

Einer der wichtigsten Punkte des Abkommens sieht vor, das die Erträge der Erdölressourcen, die vor allem im Süden konzentriert sind, zur Hälfte zwischen der zentralen Regierung und der Verwaltung der meridionalen Regionen aufgeteilt wird.

Das Abkommen sieht ebenfalls eine Übergangsperiode voraus mit einer Regierung der nationalen Einheit für sechseinhalb Jahre. Nach der Hälfte der Übergangsperiode, das heisst nach 3 Jahren, sind freie Wahlen vorgesehen. Nach diesen sechseinhalb Jahren werden sich die Bevölkerungen des Südens durch ein Referendum für ein Verbleiben im Föderalstaat oder für die vollkommene Unabhängigkeit entscheiden können. 

Der Tod von John Garang, Leader der SPLA und Vizepräsident des Landes, Ende Juli scheint den Friedensprozess nicht behindert zu haben. 

„Der wahre Frieden ist viel mehr als nur die Abwesenheit von Krieg. Was jetzt Not tut, ist unser beständiges Gebet zusammen mit dem Einsatz der Einzelnen und der Gemeinschaft, um zu erlauben, dass die Bemühungen um den Frieden wirksam seien“ so schrieben die Bischöfe in einem Pastoralbrief der nach der Unterzeichnung des Abkommens veröffentlicht wurde. „ Der Friede den wir versuchen aufzubauen, ist eine Ordnung und Harmonie in der Gemeinschaft, auf dass die einzelnen Personen und die Gemeinschaft selbst sich in Fülle und Freiheit entwickeln können. Diese Werk der Konstruktion des Friedens hat soziale, ökonomische, politische, kulturelle und religiöse Aspekte. Wir bitten alle darum, als verantwortungsbewusste Buerger dazu beizutragen, den Frieden aufzubauen, gemäss den Talenten und Gaben, die Gott einem jeden verliehen hat.“

Die Bischöfe laden alle zur gegenseitigen Achtung der religiösen Gefühle und der Gewissensfreiheit des anderen ein: „Unsere Gemeinschaften sind multiethnisch und multireligiös. Als Katholiken ermutigen wir alle, ihrem Gewissen zu folgen und wir respektieren die religiösen Überzeugungen und Praktiken aller. Wir rufen unsere Gläubigen dazu auf, mit anderen religiösen Gruppen zusammenzuarbeiten in Initiativen die dem Gemeinwohl unseres Volkes dienen. Gleichzeitig müssen wir uns dazu berufen fühlen, unseren Glauben mit Stolz und ohne Furcht oder Scham zu leben, als das größte Geschenk das es in dieser Zeit des Friedens zu entfalten gilt.“ Dank der Wiederherstellung des Frieden hat im Dezember 2005 ein Programm für die  Rückkehr  der Flüchtlinge des Südens Sudans begonnen, welches die sogenannte Linie der 4R beschreitet (Rückkehr in die Heimat, Reintegration, Rehabilitation, Wiederaufbau)


Vom Abkommen ausgeschlossen blieb Dafur, eine Region des Westens nahe dem Grenzgebiet mit Ciad, in der seit 2003 ein Buergerkrieg herrscht zwischen dem Heer und regierungsnahen Milizen einerseits und kriegerischen Bewegungen andererseits, die von der zentralen Regierung ein größere Aufmerksamkeit  gegenüber der Entwicklung der Region fordern. Die Krise von Dafur wurde als die größte derzeitige humanitäre Krise bezeichnet. Allein in Dafur gibt es 2 Millionen interne Evakuierte, während das nahegelegene Ciad rund 200.000 Flüchtlinge aus der sudanesischen Region aufgenommen hat.  

Togo

„Eine Geisterstadt, eingehüllt in eine unwirkliches Stille, die die Angst der Personen noch verstärkt.“ So beschreiben missionarische Quellen das Klima, das man in Lomé atmet, der Hauptstadt Togos, nach dem Tod des Präsidenten Gnassingbé Eyadéma am 5. Februar 2005. Mit einer von Seiten der gesamten internationalen Kommunität als ungerecht  beurteilten Prozedur hat der Sohn des verstorbenen Präsidenten, Faure Eyadéma, die Macht an sich genommen. Faure wurde vom Heer unterstützt, nachdem das Parlament in aller Eile eine Änderung der Konstitution verabschiedet hatte, um ihm dazu zu verhelfen das höchste Amt im Staat einzunehmen und den Präsidenten Famabré Natchaba zum Abdanken zu zwingen, welcher gemäss den vorher geltenden Gesetze das Amt des Staatsoberhauptes ad interim hätte einnehmen müssen. 


Dank des Drucks der internationalen Kommunität fanden jedoch am 24. April Präsidentenwahlen statt. 


Am Vorabend der Wahl hatte die „Coalition Togo“ der Franciscans International angehört, zusammen mit anderen humanitären Organisationen die willkürliche Festnahme von Gegner und die schwerwiegenden Einschüchterungen von Seiten der Streitkräfte beklagt. 

„Nach dem Tod der Präsidenten  Gnassingbé Eyadéma am 5. Februar 2005 gab es verschieden Vorfälle die zeigen, wie die Politik der Einschüchterung der Bevölkerung andauert, ebenso wie die willkürliche Festnahme der Gegner  und die Verhinderung der Versammlungsfreiheit und der Meinungsfreiheit“ so eine Kommunikation der „Coalition Togo“. Die andauernden und systematischen Verletzungen der Menschenrechte, die seit Jahren in Togo stattfinden, ebenso wie die Abwesenheit der Bemuehungen von Seiten der Regierung, um die Autoren dieser Taten zu verflogen, verhindern den Togolesen auf freie und angstlose Weise am Prozess des Wahlfriedens teilzunehmen. Deshalb ist eine entschiedene Antwort der internationalen Kommunität gefragt, einschließlich der Afrikanischen Union, der Ökonomischen Vereinigung der Afrikanischen Staaten (CEDEAO) und der Vereinten Nationen“ so endete die Kommunikation.

Am Tag nach der Wahl klagte die Opposition die Wahlumtriebe und die Übertretungen an, und rief so die Proteste grosser Teile der Bevölkerung hervor, die jedoch von den Soldaten unterdrückt wurden. 

Am 3. Mai proklamierte das Verfassungsgericht  Faure Gnassingbé Eyadéma Präsident der Republik Togo mit 60, 15% der Stimmen. Laut dem Verfassungsgericht, welches die provisorischen Ergebnisse der bestrittenen Wahlen vom 24. April bestätigte, hatte der Kandidat der Opposition Emmanuel Akitani Bob 38, 25% der Stimmen erreicht. Andere zwei Kandidaten Harry Olympio (moderate Opposition) e Nicolas Lawson (der sich am Vorabend der Konsultation zurückzog) hatten jeweils 0,55 und 1,04% der Stimmen erreicht.


Im Angesicht der Gewalt hatten zehntausende von Togolesen in den Nachbarländern Ghana und Benin Zuflucht gesucht. Laut dem Hohen Kommissariat der Vereinigten Staate für die Flüchtlinge (UNHCR) befanden sich in den beiden Ländern ungefähr 32.000 togolesische Flüchtlinge.


Die togolesischen  Bischöfe haben nie aufgehört die Bevölkerung zu ermutige. „Diese schwierige Situation -   ohne gleichen in der früheren Geschichte -  die wir jetzt vor, während und nach der Präsidentenwahl vom 24. April erleben, könnte für viele Grund zur Entmutigung sein. Die Entmutigung aber verurteilt uns zum Schlimmsten. Die Hilfe kann nur von Gott kommen, der Himmel und Erde gemacht hat. Aber damit die Hilfe Gottes wirksam sein kann ist unsere Mithilfe unabdingbar“ so kann man in einer Botschaft lesen die den Titel trägt: „Über Trost und Hoffnung“ und die am Tag nach den Präsidentenwahlen veröffentlicht wurde.  


„Angesichts der Situation die wir jetzt erleben, sind wir dazu aufgerufen, eine ernsthafte Gewissenserforschung zu machen im Licht des Heiligen Geistes“ so die Bischöfe. „Haben wir alles getan, was wir tun konnten und mussten, damit der Friede und die Gerechtigkeit das Fundament unserer  Gesellschaft sein konnten? Was haben wir getan, das wir besser vermieden hätten? Was haben wir unterlassen, von dem was wir tun hätten müssen? All diese Fragen und die Antworten die wir darauf geben werden, werden uns zu einem neuen Verhalten anleiten.“

Die Bischöfe erinnerten auch an die Togolesen, die gezwungen waren, im Ausland Unterschlupf zu suchen, um der bestehenden Gewalt zu entgehen. „In der aktuellen Situation müssen wir unsere Aufmerksamkeit auf unsere Brüder und Schwestern richten, die es aus verschiedenen Gründen vorgezogen haben, ihre Häuser in der Heimat zu verlassen, um in Instabilität im Ausland oder in anderen Teilen des nationalen Territoriums zu leben. Dies ist eine Herausforderung für Togo und seine Führungskräfte, die schnell gelöst werden muss. Deshalb ist es notwendig, beide zu beruhigen und jedem die Garantie einer risikofreien und angstlosen Rückkehr zu geben. Mehrere Mitbürger haben das Leben verloren: wir vertrauen sie der Barmherzigkeit und Güte Gottes an. Viele sind verletzt und verstümmelt. Viele haben ihr Hab und Gut verloren. Andere haben an Leib und Seele Schaden genommen. Ihnen allen wollen wir eine Botschaft des Trostes bringen.“

Uganda

Das Jahr 2005 öffnete sich mit einer schüchternen Hoffnung in die Mittlerschaft von Betty Bigombe, um den Buergerkrieg im Norden Ugandas zu beenden, geführt vom Heer der Resistenz des Herrn (LRA). Die Schwierigkeiten habe jedoch ein größeres Gewicht als die guten Vorsätze gehabt. „Wir sind entmutigt, es scheint al gäbe es keinen Willen mehr, den Frieden zu schaffen, sondern weiterhin den militärischen Weg zu beschreiten“ so sagte Anfang Februar ein Missionar aus Gulu, im  Orden Ugandas. „Die Menschen achten und respektieren die Arbeit von Betty Bigombe, welche die Vermittlungen mit den Leadern der kriegerischen Bewegung in Händen hat. Diese ihre Arbeit wird jedoch behindert von extremistischen Bewegungen, die die harte Linie vorziehen. Es weckt Verwirrung, dass mindestens ein Führer des LRA, der sich mit Frau Bigombe getroffen hatte, in einem Feuergefecht mit den Soldaten verletzt worden war“ so erklärt der Missionar, der ebenfalls die langzeitigen Folgen  des Krieges hervorhebt: „In Erwartung des Friedens ist der Grossteil der Bewohner der Region gezwungen, in Flüchtlingslagern zu leben, um der Gewalt zu entgehen. Es ist traurig, mit anzusehen, wie die Menschen darben, ohne etwas zu tun. Mit dem Vergehen der Zeit besteht das Risiko das sich diese Menschen daran gewöhnen, nichts zu tun. Es verbreitet sich die Mentalität, dass man auch ohne zu arbeiten das Essen der humanitären Hilfen empfängt. Der Friede ist also notwendig, um die Würde der Bevölkerung zu gewährleisten.“ 


In dieser Situation fehlt es jedoch nicht an positive Elementen, wie zum Beispiel die Missionare und freiwilligen Helfer der AVIS (Vereinigung der Freiwilligen für die internationale Entwicklung), die hart gearbeitet haben um die Eröffnung der neun Schuljahres zu gewährleisten. Die Missionare haben dazu noch Brunnen für die Schulen gegraben, den Schülern eine Mahlzeit garantiert und sind generell den Bedürfnissen der Schüler und Lehrer entgegengekommen


Auch die Wiedereröffnung des Seminars von Alokolum der Erzdiözese von Gulu, im Norden Ugandas, „stellte ein wichtiges Zeichen der Hoffnung für die Zukunft der Kirche und den Frieden in der Region dar“ so mons. John Baptist Odama, Erzbischof von Gulu  bei der Eröffnungszeremonie. „ Das Seminar war in den letzten zwei Jahren geschlossen auf grund des Buergerkriegs, der die Zone verwüstete. Jetzt, da sich die Situation verbessert hat, wollen wir mit der Wiedereröffnung des Seminars der Erzdiözese ein konkretes Zeichen der Hoffnung und Vertrauen für die Bevölkerung setzten“ so weiter der Erzbischof. In seiner Predigt sprach Mons. Odam einen Appell für den Frieden und die soziale Gerechtigkeit aus und wandte sich besonders an all jene, die Zerstörung und Unsicherheit in der Gegend säen. Das Seminar, beherbergt circa 150 Studenten und 14 Lehrkräfte. „Diese Studenten stellen die Zukunft unserer Kirche dar“ erinnerte Mons. Odama.


Simbabwe

Die Krise, in der sich Simbabwe seit langer Zeit befindet hat sich im Lauf des Jahres 2005 verschärft. Am 31. März fanden die politischen Wahlen statt, aus denen als Sieger die Partei des Präsidenten hervorging, die 78 von 120 Sitzen erreichte, während die Opposition 41 Sitze besitzt, 16 weniger als 2002.


„Wir laden alle Christen ein für unsere Leader und die Kandidaten zu bete, damit sie eine Politik ausüben, die die Menschenwürde respektiert. Mögen unsere Führungskräfte gottesfürchtige Personen sein, fähig ungerechtes Verhalten zu überwinden, so wie es Jesus getan, als er in der Wüste versucht wurde“ so luden die katholischen Bischöfe in einem Pastoralbrief auf, der am Vorabend der Wahl veröffentlicht wurde. 


Die Bischöfe riefen darüber hinaus dazu auf, sich daran zu erinnern „dass wir der Hilfe Gottes bedürfen. Denn es ist Gott selbst der die Rettung seines Volkes wirkt. Keine politische Partei kann für sich in Anspruch nehmen, die einzige zu sein, die die Probleme unserer Nation lösen kann“


Im Brief wird an die Wichtigkeit des Respekts der Menschenwürde in der Bestimmung der Wahlkandidaten  erinnert. Vor allem müssen die Kandidaten in ehrlicher Weise die hauptsächlichen Sorgen der Wählerschaft anhören; jeglichem einschüchternden oder gewaltsamen Akt Einhalt gebieten, der die Wahl beeinflussen könnte, die Jugendlichen nicht manipulieren, um deren Stimme zu gewinnen; sich nicht der Nahrung bedienen, um Stimmen zu kaufen, eine Wahlkampagne führen, die gute Beziehungen zwischen den Bürgern fördert. Die gewählten Kandidaten müssen sich dann daran erinnern, dass sie die gesamte Nation vertreten, nicht nur jene, die ihrer Partei angehören.


Den Wählern erinnerten die Bischöfe, dass das Ausüben des Stimmrechts ein Recht und eine Pflicht ist, dass man dem Gewissen gemäss wählen müsse und dass man darauf bedacht sein muss, sich nicht durch leere Worte betrügen zu lassen, sondern sich auf die wirklichen Probleme des Landes zu konzentrieren. 

 
Von den Autoritäten wird verlangt, sich achtbar in den Dienst aller Mitglieder der Gemeinschaft zu stellen: die Gewalt hemmen, die Gesetzbrecher der Gerichtsbarkeit übergeben, allen Nahrung zu gewähren, ohne politische Diskriminierung, der Presse zu erlauben, allen Teilen der Gesellschaft zu dienen.

  
Die Wahlkampagne 2005 war von Abwesenheit der Gewalt gekennzeichnet, im Gegensatz zu den vergangenen der Jahre 2000 und 2002, die von intensiven Gewaltakten und hunderten von Opfern charakterisiert waren.


Die hauptsächlichen Gegner waren die Partei  von Mugabe (Afrikanische Einheit von Simbabwe – Patriotische Front ZANU PF) und die Bewegung für die Demokratische Veränderung (MDC)unter Führung von Morgan Tsvangirai. Präsident Mugabe hatte die Wahlkampagne auf die Verteidigung der Nation vor einem mutmaßlichen Versuch der „Wiederkolonialisierung des Landes“ von Seiten Englands ausgerichtet, während Tsvangirai den Akzent auf das Problem der Arbeitslosigkeit und des Nahrungsmangel setzte.


Die Opposition, obwohl sie anerkannte, dass sich die Wahlen ohne Gewalt abgespielt hatten, beklagte dennoch die Einschüchterungsversuche des Regimes und vor allem die repressiven Gesetze, die nach dem Jahr 2002 angewandt worden waren und welche die Anwesenheit ausländischer Korrespondenten im Land verbieten und welche ebenfalls die Schließung der wichtigsten nationalen Tageszeitung erzwangen, die dem Präsidenten kritisch gegenüber stand.


Am 19. Mai begann die Polizei die Operation “Murambatsvina” (Wiederherstellung der Ordnung) unter dem Vorwand, die Stadt vom Schwarzmarkt der den Bau betreffenden Missbräuche  zu befreien. Die Operation führte zur Verhaftung von mindestens 20.000 Personen zwischen Mai und Juni.


Gemäss den vereinten Nationen haben ungefähr 200.000 Personen ihre Wohnung verloren aufgrund der Demolierung der Baracken der peripheren Viertel  der wichtigsten Städte des Landes. Neben der Hauptstadt Harare, betraf die Operation “Murambatsvina” auch die Städte Bulawayo, Mutare, Chitungwiza, Rusape, Murehwa, Gweru, Masvingo e Kadoma.


Anfang Juni hatten einige Parteien der Opposition und  Organisationen  der Zivilgesellschaft einen Generalstreik angesagt, um gegen die von der Polizei in den Barackenvierteln durchgeführte Operation zu protestieren. 


Die Opposition behauptete, dass der Präsident durch diese Art zu handeln, vorhat einen Grossteil der Bevölkerung von der Stadt ins Land zu verjagen, wo sie leichter kontrolliert werden könne, dank der geringen Nahrungsverteilung, die in den Händen der Getreuen des Präsidenten liegt.


Die Bischöfe drückten ihren Protest in einem Pastoralbrief mit dem Titel „Die Tränen der Armen“ aus. „Eine unzählbare Anzahl an Männern und Frauen, Neugeborenen, Schulkindern, Alten und Kranken schläft weiterhin unter freiem Himmel und ist dem Erfrieren nahe“ – so schrieben die Bischöfe . „Diese Personen benötigen dringend Unterschlupf, Nahrung, Kleidung, Medizinen....Der Anspruch, diese Operation unter Gründen der öffentlichen Ordnung rechtfertigen zu wollen ist vollkommen unbeständig angesichts der grausamen und unmenschlichen Mittel, die zum Erreichen dieses Zweckes eingesetzt werden.  Die Personen haben ein Recht auf Unterkunft und diese ist willentlich im Laufe der Operation ohne jegliche Vorankündigung zerstört worden. „Während wir alle die Respektierung der Ordnung wünschen, so hätte man doch vor der Zerstörung der Baracken und der Blockierung des illegalen Handels Unterkünfte und alternative Verdienstmöglichkeiten  vorsehen müssen. Wir verurteilen die schwerwiegende Ungerechtigkeit mit der man die Armen behandelt.“

Sambia

Im Jahr 2005 feierten die Jesuiten ihre 100 - jährige Gegenwart in Samba. Nach einigen missglückten Versuchen des Jahres 1880, hatte p. Joseph Moreau am 14. Juli 1905 die erste Mission des Ordens im meridionalen Afrika in Chikuni, dem Süden des heutigen Sambia, gegründet .


Auf seiner Explorationsreise hatte p. Joseph Moreau verstanden, was die Bevölkerung brauchte: Frieden und Gedeihen. Die neue Präsenz der Missionare begründete einen diskreten Frieden und erlaubte p. Moreau und seinen Jugendlichen, den Tongas zu lehren, wie man die Ochsen zum pflügen der Felder benützt. 


Dieser Einsatz auf dem erzieherischen Gebiet hatte zur Folge, dass verschiedene Jesuiten später in der Zusammenstellung der neuen Universität Sambias als Professoren teilnahmen. Andere Jesuiten aus Kroatien und Slowenien haben viele der neuen Kirchen gegründet und amerikanische Jesuiten aus Oregon, die zur gleichen Zeit ankamen, setzten sich auf dem Gebiet der Erziehung ein. 


1964, nach Beginn der Unabhängigkeit, liessen viele Bischöfe ihren Platz den Einheimischen. Jesuiten und Franziskaner sind nun -  da sie an die Diözesen die bisherige Verantwortung abgegeben haben -  freier, ihre spezifischen Charismen im Dienst an der Ortskirche einzusetzen. 1969 wurde die Provinz der Jesuiten gegründet und im gleichen Jahr das Noviziat in Lusaka eröffnet.

Von den 120 Jesuiten die heute in Sambia und Malawi arbeiten, sind rund 50 afrikanischen Ursprungs. Auch wenn viele unter ihnen noch in Ausbildung sind, werden jedes Jahr einer oder zwei zum Priester geweiht.

(Fidesdienst 14/01/2006)
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